
Um Ihre Steuererklärung korrekt erstellen zu können, ist eine 
Vielzahl von Informationen zu Ihrem Unternehmen und für die 
Einkommensteuererklärung auch zu Ihrer Person erforderlich.

Auch besondere Vorkommnisse, wie z. B. Aufwendungen für 
Katastrophenschäden, und Änderungen Ihrer persönlichen 
Verhältnisse, wie z. B. eine auswärtige Berufsausbildung Ihrer 
Kinder, können helfen, Einkommensteuer zu sparen. Im Fol-
genden finden Sie eine Auswahl an Fragen, deren Antworten 
steuerliches Sparpotenzial haben können:

Kinder
 • Ist Ihr Kind in einer auswärtigen Berufsausbildung?
 • Hatten Sie Ausgaben für die Betreuung Ihres Kindes (bis zum 
10. Lebensjahr)?

 • Zahlen Sie Unterhalt für ein Kind, das nicht in Ihrem Haus-
halt lebt?

 • Haben Sie Kinder und verdient Ihr Partner weniger als  
€ 6.000,00 pro Jahr?

Wertpapiere, Wohnungsverkauf
 • Haben Sie mehrere Wertpapierdepots mit unterschiedlicher 
Gewinn-/Verlustsituation?

 • Haben Sie eine Wohnung verkauft?
 • Mussten Sie Katastrophenschäden beseitigen?

Krankheit und Behinderung
 • Hatten Sie Mehraufwendungen durch eine eigene Behinde-
rung, eine Behinderung Ihres Partners oder Ihres Kindes?

 • Hatten Sie Krankheits- oder Kurkosten? 

Arbeitnehmer
 • Hatten Sie Kosten für Fortbildung, Ausbildung, Umschu-
lung, Arbeitsmittel, Fachliteratur oder beruflich veranlasste  
Reisen, die Ihr Arbeitgeber nicht übernommen hat?

 • Hatten Sie Aufwendungen für Vorstellungsgespräche, Job-
suche oder Arbeitsmittel?

 • Welcher Tätigkeit gehen Sie nach? (Für manche Berufsgrup-
pen sind spezielle Pauschalen abzugsfähig.)

 • Hat sich die Fahrtstrecke zu Ihrem Arbeitsplatz geändert  
(z. B. neuer Wohnsitz, neuer Arbeitsplatz)?

 • Hatten Sie Kosten für Heimfahrten zur Familie oder für eine 
doppelte Haushaltsführung?

Wir prüfen gerne Ihre Angaben auf mögliche Absetzbarkeit 
und Reduktion der Einkommensteuer. 
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Können persönliche Informationen beim  
Steuernsparen helfen?

RobertoC - stock.adobe.com

Änderungen des 
Arbeitszeitgesetzes 

ab 1.9.2018

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2.
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Mit 1.9.2018 sind die im Juli im Parla-
ment beschlossenen neuen Regelungen 
des Arbeitszeitgesetzes in Kraft getre-
ten. Unter anderem wurde die Höchst-
arbeitszeit geändert und der Kreis jener 
Personen, die vom Gesetz ausgenom-
men sind, erweitert. Die Änderungen 
dazu im Überblick:

Erhöhung der Höchstarbeitszeit

Die Tagesarbeitszeit darf grundsätzlich 
nun zwölf Stunden (statt bisher zehn) 
und die Wochenarbeitszeit darf 60 Stun-
den (statt bisher 50) nicht überschrei-
ten.

Es steht Arbeitnehmern frei, Überstun-
den ohne Angabe von Gründen abzuleh-
nen, wenn durch diese Überstunden die 
Tagesarbeitszeit von zehn Stunden oder 
die Wochenarbeitszeit von 50 Stun-
den überschritten wird. Sie dürfen des-
wegen nicht benachteiligt werden, ins-
besondere hinsichtlich des Entgelts, der 
Aufstiegsmöglichkeiten und der Verset-
zung. Werden Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer deswegen gekündigt, 
können sie die Kündigung innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen bei Gericht 
anfechten.

Arbeitnehmer können für jene Über-
stunden, durch die die Tagesarbeitszeit 
von zehn Stunden oder die Wochenar-
beitszeit von 50 Stunden überschritten 
wird, selbst bestimmen, ob die Abgel-
tung in Geld oder durch Zeitausgleich 
erfolgt. Bei Vorliegen eines erhöhten 
Arbeitsbedarfes darf die durchschnitt-

liche Wochenarbeitszeit grundsätzlich 
innerhalb eines Durchrechnungszeit-
raums von 17 Wochen 48 Stunden nicht 
überschreiten. Wöchentlich sind jedoch 
nicht mehr als zwanzig Überstunden 
zulässig.

Vom Arbeitszeitgesetz  
ausgenommene Personen

Durch die neuen Regelungen wurde auch 
der Personenkreis, der vom Arbeitszeit-
gesetz ausgenommen ist, erweitert. 

Neben den bisherigen Ausnahmen sind 
nun grundsätzlich auch 

 • nahe Angehörige des Arbeitgebers 
(Eltern, volljährige Kinder, im gemein-
samen Haushalt lebende Ehegatten/
Partner sowie Lebensgefährtin oder 
Lebensgefährte, wenn seit mindes-
tens drei Jahren ein gemeinsamer 
Haushalt besteht) und 

 • leitende Angestellte (diese waren bis-

her schon ausgenommen) oder sons-
tige Arbeitnehmer, denen maßgeb-
liche selbständige Entscheidungs-
befugnis übertragen ist,

ausgenommen, wenn deren gesamte 
Arbeitszeit aufgrund der besonderen 
Merkmale der Tätigkeit nicht gemes-
sen oder im Voraus festgelegt wird oder 
von diesen Arbeitnehmern hinsichtlich 
Lage und Dauer selbst festgelegt wer-
den kann.

Weitere Neuerungen betreffen u. a. 

 • die Übertragung von Zeitguthaben,
 • Gleitzeitvereinbarungen,
 • die Verkürzungsmöglichkeiten der 
Ruhezeiten bei geteilten Diensten im 
Gast-, Schank- und Beherbergungs-
gewerbe. 

Für die individuelle betriebliche Situa-
tion ist auch der entsprechende Kollek-
tivvertrag zu beachten. .

Was bringen die Änderungen des Arbeitszeit-
gesetzes ab 1.9.2018?

elnariz  - stock.adobe.com

Wann ist der private Verkauf des Hauptwohn- 
sitzes von der ImmoESt befreit?
Beim Verkauf eines Grundstücks fällt 
im Regelfall Immobilienertragsteuer 
(ImmoESt) an. Bei Veräußerung des 
Hauptwohnsitzes kann der Verkauf 
jedoch unter bestimmten Voraussetzun-
gen steuerfrei sein. Im Folgenden fin-
den Sie einen Überblick über die wich-
tigsten Voraussetzungen dieser Steuer-
befreiung.

Von der ImmoEst befreit sind grund-
sätzlich Veräußerungen von Eigenhei-

men oder Eigentumswohnungen samt 
Grund und Boden, wenn sie dem Veräu-
ßerer

 • ab der Anschaffung bis zur Veräuße-
rung für mindestens zwei Jahre durch-
gehend als Hauptwohnsitz gedient 
haben (1. Tatbestand) oder

 • innerhalb der letzten zehn Jahre vor 
der Veräußerung mindestens fünf 
Jahre durchgehend als Hauptwohnsitz 
gedient haben (2. Tatbestand).

Als Eigenheim gelten Häuser mit nicht 
mehr als zwei Wohnungen. Die Eigen-
schaft als Eigenheim muss während des 
gesamten nebenstehend angeführten 
Zeitraums der Nutzung als Hauptwohn-
sitz gegeben sein. 
Eine Eigentumswohnung ist eine Woh-
nung im Sinne des Wohnungseigen-
tumsgesetzes (zumindest im Zeitpunkt 
der Veräußerung muss der Wohnungs-
eigentumsvertrag abgeschlossen wor-
den sein).  >>

Unser Team . Ihr Erfolg!
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>> Fortsetzung | Wann ist der private Verkauf des Hauptwohnsitzes von der ImmoESt befreit?

VORSTEUERRÜCKERSTATTUNG AUS 
EU-LÄNDERN
Bis zum 30.9. können Sie die Rück-
erstattung von Vorsteuerbeträgen 
innerhalb der Europäischen Union via 
FinanzOnline beantragen. 

ESt- UND KÖSt-VORAUS- 
ZAHLUNGEN HERABSETZEN
Für die Einkommen- und Körperschaft-
steuer-Vorauszahlungen des laufen-
den Jahres kann noch bis zum 30.9. 
eine Herabsetzung beantragt werden. 
Dies sollte insbesondere geprüft wer-
den, falls der diesjährige Gewinn vor-
aussichtlich niedriger sein wird als der 
des Vorjahres.

ANSPRUCHSVERZINSUNG
Ab 1.10. beginnt die Anspruchsver-
zinsung für Steuernachzahlungen aus 
dem Jahr 2017 zu laufen. Wenn eine 
Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer-
nachzahlung droht, kann eine Anzah-

lung auf die Steuerzahlung geleistet 
werden, um der Verzinsung zu ent-
gehen (Zinsen bis € 50,00 werden 
nicht festgesetzt). Aus der Überwei-
sung muss hervorgehen, dass es sich 
um eine Anzahlung auf die Einkom-
men- bzw. Körperschaftsteuer 2017 
handelt. Höhe der Anspruchszinsen 
derzeit: 1,38 % p.a. 

JAHRESABSCHLUSS 
Kapitalgesellschaften (und GmbH 
& Co KGs) müssen spätestens neun 
Monate nach dem Bilanzstichtag den 
Jahresabschluss beim Firmenbuch ein-
reichen. Für Unternehmer mit Bilanz-
stichtag 31.12. ist daher der 30.9. der 
letzte fristgerechte Abgabetag. 

VERPFLICHTENDE ARBEITNEHMER-
VERANLAGUNG
Grundsätzlich kann die Arbeitneh-
merveranlagung innerhalb von fünf 
Jahren erledigt werden. In bestimm-

ten Fällen ist der Arbeitnehmer aller-
dings verpflichtet, eine Veranlagung 
bis zum 30.6. durchzuführen. In den 
folgenden Fällen ist eine Pflichtveran-
lagung für das Kalenderjahr 2017 bis 
zum 30.9.2018 durchzuführen, falls 
das Einkommen, in dem lohnsteuer-
pflichtige Einkünfte enthalten sind,  
€ 12.000,00 übersteigt: 

 • Bei Bezug von mehreren lohnsteuer-
pflichtigen Einkünften im Jahr 2017 
gleichzeitig. Dies gilt nur, falls diese 
Einkünfte nicht ohnedies bereits 
beim Lohnsteuerabzug gemeinsam 
versteuert wurden (wie beispiels-
weise Firmenpension neben ASVG-
Pension). 

 • Falls der Alleinverdiener-/Allein-
erzieherabsetzbetrag oder der 
erhöhte Pensionistenabsetzbetrag 
für 2017 nicht zusteht, dieser aber 
bei der laufenden Lohnverrechnung 
berücksichtigt wurde.

BIS ZUM 30.9.2018 ZU ERLEDIGEN

Auch eine vergleichbare ausländische 
Wohnung ist von der Regelung umfasst.

Mindestens zwei Drittel der Gesamt-
nutzfläche muss grundsätzlich eigenen 
Wohnzwecken dienen.

Die Hauptwohnsitzbefreiung stellt 
grundsätzlich eine Gebäudebefreiung 
dar, wobei auch der Grund und Boden 
insoweit einbezogen wird, als der Grund 
und Boden der Nutzung des Eigenheims 

oder der Eigentumswohnung als Garten 
oder Nebenfläche dient. Dies gilt bis zu 
einem Ausmaß, das „üblicherweise als 
Bauplatz“ erforderlich ist. Die Beurtei-
lung, welche Grundstücksgröße übli-
cherweise für einen Bauplatz erforder-
lich ist, erfolgt nach der Verkehrsauf-
fassung. Dies ist laut Einkommensteuer-
richtlinien bei Grundstücksflächen bis 
zu 1.000 m² jedenfalls anzunehmen.

Mit der letzten Wartung der Einkom-

mensteuerrichtlinien hat das BMF nun 
auch seine Rechtsansicht zu weite-
ren Details dieser Regelung dargelegt. 
So ist es z. B. für die Frage der Nut-
zung seit der Anschaffung beim 1. Tat-
bestand (Zweijahresfrist ab Anschaf-
fung) laut Einkommensteuerrichtlinien 
nicht befreiungsschädlich, wenn das 
Eigenheim (die Eigentumswohnung) 
erst nach einem Zeitraum von höchs-
tens einem Jahr ab der Anschaffung als 
Hauptwohnsitz bezogen wird. Ist das 
Eigenheim oder die Eigentumswohnung 
zum Zeitpunkt der Anschaffung noch 
nicht fertig gestellt, beginnt die einjäh-
rige Toleranzfrist mit der Fertigstellung 
des Eigenheims bzw. des Gebäudes, in 
dem sich die Eigentumswohnung befin-
det. Unschädlich ist auch die Aufgabe 
des Hauptwohnsitzes bis zu einem Jahr 
vor bzw. nach der Veräußerung.

Hat der Veräußerer das Eigenheim oder 
die Eigentumswohnung beim 2. Tat- 
bestand (fünf Jahre innerhalb der 
letzten zehn Jahre) bereits vor dem 
Eigentumserwerb als Hauptwohnsitz 
genutzt, sind auch diese Hauptwohn-
sitzzeiten laut Verwaltungsgerichtshof 
für die Beurteilung des Fristerfordernis-
ses zu berücksichtigen. 

beeboys  - stock.adobe.com
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Mit 1.9.2018 sind die im Juli im Parla-
ment beschlossenen neuen Regelungen 
des Arbeitszeitgesetzes in Kraft getre-
ten. Unter anderem wurde die Höchst-
arbeitszeit geändert und der Kreis jener 
Personen, die vom Gesetz ausgenom-
men sind, erweitert. Die Änderungen 
dazu im Überblick:

Erhöhung der Höchstarbeitszeit

Die Tagesarbeitszeit darf grundsätzlich 
nun zwölf Stunden (statt bisher zehn) 
und die Wochenarbeitszeit darf 60 Stun-
den (statt bisher 50) nicht überschrei-
ten.

Es steht Arbeitnehmern frei, Überstun-
den ohne Angabe von Gründen abzuleh-
nen, wenn durch diese Überstunden die 
Tagesarbeitszeit von zehn Stunden oder 
die Wochenarbeitszeit von 50 Stun-
den überschritten wird. Sie dürfen des-
wegen nicht benachteiligt werden, ins-
besondere hinsichtlich des Entgelts, der 
Aufstiegsmöglichkeiten und der Verset-
zung. Werden Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer deswegen gekündigt, 
können sie die Kündigung innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen bei Gericht 
anfechten.

Arbeitnehmer können für jene Über-
stunden, durch die die Tagesarbeitszeit 
von zehn Stunden oder die Wochenar-
beitszeit von 50 Stunden überschritten 
wird, selbst bestimmen, ob die Abgel-
tung in Geld oder durch Zeitausgleich 
erfolgt. Bei Vorliegen eines erhöhten 
Arbeitsbedarfes darf die durchschnitt-

liche Wochenarbeitszeit grundsätzlich 
innerhalb eines Durchrechnungszeit-
raums von 17 Wochen 48 Stunden nicht 
überschreiten. Wöchentlich sind jedoch 
nicht mehr als zwanzig Überstunden 
zulässig.

Vom Arbeitszeitgesetz  
ausgenommene Personen

Durch die neuen Regelungen wurde auch 
der Personenkreis, der vom Arbeitszeit-
gesetz ausgenommen ist, erweitert. 

Neben den bisherigen Ausnahmen sind 
nun grundsätzlich auch 

 • nahe Angehörige des Arbeitgebers 
(Eltern, volljährige Kinder, im gemein-
samen Haushalt lebende Ehegatten/
Partner sowie Lebensgefährtin oder 
Lebensgefährte, wenn seit mindes-
tens drei Jahren ein gemeinsamer 
Haushalt besteht) und 

 • leitende Angestellte (diese waren bis-

her schon ausgenommen) oder sons-
tige Arbeitnehmer, denen maßgeb-
liche selbständige Entscheidungs-
befugnis übertragen ist,

ausgenommen, wenn deren gesamte 
Arbeitszeit aufgrund der besonderen 
Merkmale der Tätigkeit nicht gemes-
sen oder im Voraus festgelegt wird oder 
von diesen Arbeitnehmern hinsichtlich 
Lage und Dauer selbst festgelegt wer-
den kann.

Weitere Neuerungen betreffen u. a. 

 • die Übertragung von Zeitguthaben,
 • Gleitzeitvereinbarungen,
 • die Verkürzungsmöglichkeiten der 
Ruhezeiten bei geteilten Diensten im 
Gast-, Schank- und Beherbergungs-
gewerbe. 

Für die individuelle betriebliche Situa-
tion ist auch der entsprechende Kollek-
tivvertrag zu beachten. .

Was bringen die Änderungen des Arbeitszeit-
gesetzes ab 1.9.2018?

elnariz  - stock.adobe.com

Wann ist der private Verkauf des Hauptwohn- 
sitzes von der ImmoESt befreit?
Beim Verkauf eines Grundstücks fällt 
im Regelfall Immobilienertragsteuer 
(ImmoESt) an. Bei Veräußerung des 
Hauptwohnsitzes kann der Verkauf 
jedoch unter bestimmten Voraussetzun-
gen steuerfrei sein. Im Folgenden fin-
den Sie einen Überblick über die wich-
tigsten Voraussetzungen dieser Steuer-
befreiung.

Von der ImmoEst befreit sind grund-
sätzlich Veräußerungen von Eigenhei-

men oder Eigentumswohnungen samt 
Grund und Boden, wenn sie dem Veräu-
ßerer

 • ab der Anschaffung bis zur Veräuße-
rung für mindestens zwei Jahre durch-
gehend als Hauptwohnsitz gedient 
haben (1. Tatbestand) oder

 • innerhalb der letzten zehn Jahre vor 
der Veräußerung mindestens fünf 
Jahre durchgehend als Hauptwohnsitz 
gedient haben (2. Tatbestand).

Als Eigenheim gelten Häuser mit nicht 
mehr als zwei Wohnungen. Die Eigen-
schaft als Eigenheim muss während des 
gesamten nebenstehend angeführten 
Zeitraums der Nutzung als Hauptwohn-
sitz gegeben sein. 
Eine Eigentumswohnung ist eine Woh-
nung im Sinne des Wohnungseigen-
tumsgesetzes (zumindest im Zeitpunkt 
der Veräußerung muss der Wohnungs-
eigentumsvertrag abgeschlossen wor-
den sein).  >>

www.schmollmueller-partner.at
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Wer ein Unternehmen führt – egal ob Großkonzern oder 
Ein-Mann-Betrieb –, möchte seine Produkte oder Leis-
tungen absetzen, Arbeitsplätze schaffen und erhalten 
und schließlich auch Gewinne erwirtschaften. Diese all-
gemeinen Ziele muss jeder einzelne Unternehmer für sich 
konkretisieren und Strategien zu deren Erreichung fest-
legen. Und schon sind Sie mitten in der Erstellung einer 
langfristigen Planung und konkret einem Budget für Ihre 
Umsätze und Aufwendungen für das nächste Jahr.

Ein fundiertes Budget mit einer betriebswirtschaftlichen 
Planung liefert dabei alle notwendigen Informationen für 
eine erfolgsorientierte Steuerung der Unternehmens-
aktivitäten. So können auch mögliche Fehlentwicklungen 
frühzeitig erkannt und Maßnahmen rechtzeitig ergriffen 
werden. Krisen werden beherrschbar.

Betriebswirtschaftliche Planung zeigt, wie sich geplante 
Aktivitäten in den verschiedensten Unternehmens- 
bereichen in einem Unternehmenserfolg niederschlagen 
werden. Ein realistisches und nachvollziehbares Budget 
für das nächste Jahr verschafft dem Unternehmen eine 
solide Basis. Neben der Finanzbedarfsplanung, Gewinn- 
und Verlustplanung und Bilanzplanung gibt es mehrere 
Teilpläne: Umsatzplanung, Investitionsplanung, Personal-
planung und Liquiditätsplanung. 

WARUM SIE ALS UNTERNEHMER EIN 
BUDGET FÜR 2019 ERSTELLEN SOLLTEN

Müssen auch Kleinunter-
nehmen Sicherheits- 
fachkräfte und Arbeits-
mediziner bestellen?

Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, eine Arbeitsplatzevaluie-
rung durchzuführen. Dabei werden Sicherheits- und Gefahren- 
risiken systematisch ermittelt und Maßnahmen zur Gefahren-
minimierung festgelegt. Dadurch soll es zu weniger Arbeits-
unfällen kommen und so auch zu weniger Krankenständen der 
Mitarbeiter. Der Arbeitgeber muss dazu eine entsprechende 
Dokumentation führen.

Das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz verpflichtet Arbeit-
geber, für eine sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische 
Betreuung ihrer Arbeitnehmer durch besonders ausgebildete 
Präventivfachkräfte zu sorgen. In Kleinbetrieben mit Arbeits-
stätten mit höchstens 50 Beschäftigten kann die Unterstüt-
zung durch Sicherheitsfachkraft und Arbeitsmediziner auf 
Antrag auch durch ein Präventionszentrum der AUVA erfol-
gen. Dabei erfolgen Begehungen grundsätzlich in folgendem 
Rhythmus:

 • 1-10 Arbeitnehmer: alle zwei Jahre
 • 1-10 Arbeitnehmer bei Büro- (oder büroähnlichen) Arbeits-
plätzen: alle drei Jahre

 • 11-50 Arbeitnehmer: jährlich
 • zusätzlich nach Erfordernis

Das Arbeitsinspektorat kontrolliert die Durchführung und die 
Dokumentation der Arbeitsplatzevaluierung. Fehlt die Doku-
mentation, wird bei einem Arbeitsunfall, bei dem eventuell 
strafrechtliche oder sozialversicherungsrechtliche Konsequen-
zen drohen, eine Beweisführung, dass geeignete Maßnahmen 
zur Gefahrenminimierung gesetzt wurden, schwierig.

Weitere Informationen finden Sie unter www.eval.at, einer von 
AUVA und Sozialpartnern gemeinsam betriebenen Informa-
tionsplattform. Das regional zuständige Präventionszentrum 
der Unfallversicherung kann unter www.auva.at (AUVAsicher) 
kontaktiert werden. 

Kurhan  - stock.adobe.com

VERBRAUCHERPREISINDIZES

STEUERTERMINE  |  SEPTEMBER 2018

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Juli 2018 2,1 104,9 116,1

Juni 2018 2,0 105,1 116,3

Mai 2018 1,9 104,9 116,1

Fälligkeitsdatum 17. September 2018

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juli 

L, DB, DZ, GKK, KommSt für August 
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